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. Aus den G r ü n d e n :
Zunächst ist den Ausführungen des angefochtenen 

Urteils darin zu folgen, daß der Verklagte kaufmänni­
scher Angestellter ist, seine Funktion als Leiter der 
Materialversorgung jedoch einen bedeutsamen Einfluß 
auf den Produktionsprozeß hat. Deshalb ist der Ver­
klagte beim Abschluß seines Einzelvertrages hinsicht­
lich der Altersversorgung einschließlich der zusätz­
lichen Altersversorgung den Angehörigen der techni­
schen Intelligenz gleichgestellt worden. Diese Gleich­
stellung bedeutet jedoch nicht, daß der Verklagte in 
jeder Beziehung und im Sinne jeder Verordnung, die 
die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
zugunsten der t e c h n i s c h e n  Intelligenz erlassen hat, 
dieser gleichzustellen ist. Die DB zu der VO zur Ent­
wicklung einer fortschrittlichen demokratischen Kultur 
des deutschen Volkes und zur weiteren Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen der Intelligenz — 
weitere Verbesserung der wirtschaftlichen Lage der 
technischen Intelligenz und Erweiterung ihrer Rolle in 
der Produktion und im gesellschaftlichen Leben in der, 
Deutschen Demokratischen Republik vom 24. Mai 1951 
(GBl. S. 485) — im folgenden kurz DB zur KulturVO 
genannt — geht davon aus, daß bisher die Beschlüsse 
der Regierung zur Verbesserung der Lebenslage der 
der technischen Intelligenz infolge Unterschätzung und 
mangelhafter Unterstützung ihrer schöpferischen 
Initiative nur unzulänglich verwirklicht wurden. Sie 
hat daher eine Reihe von Maßnahmen angeordnet, die 
eine weitere Verbesserung der Arbeits- und Lebens­
bedingungen der Angehörigen der technischen Intelli­
genz bedeuten. So wurde in Punkt 4 dieser VO festge­
legt, daß Angehörigen dieses Personenkreises für un­
unterbrochene Beschäftigungszeit in bestimmten Be­
trieben prozentuale Zuschläge (Treueprämie) zu ihrem 
Jahresgehalt zu zahlen sind. Dies entspricht der bereits 
in der Regierungserklärung vom 12. Oktober 1949 vom 
Ministerpräsidenten Grotewohl dargelegten und aus 
dem Gesetz über den Volkswirtschaftsplan vom 20. Ja­
nuar 1950 (§ 14 Abs. 6) ebenfalls zu entnehmenden be­
sonderen Bedeutung der Tätigkeit der Wissenschaftler 
und Techniker für unsere Volkswirtschaft. In der an­
geführten DB zur KulturVO wird allerdings der Be­
griff der technischen Intelligenz nicht festgelegt. Ab­
gesehen davon, daß man jedoch schon aus dem Wort­
sinn des Begriffes t e c h n i s c h e  Intelligenz £en Kreis 
der damit einbezogenen Angehörigen der Intelligenz 
entnehmen muß, wird dieser Begriff bereits aus dem 
Vorspruch der VO über die zusätzliche Altersversor­
gung der technischen Intelligenz in den volkseigenen 
und ihnen gleichgestellten Betrieben vom 17. August 
1950 (GBl. S. 844) bestimmt, wo es heißt, daß die all- 
seifige Entwicklung der wissenschaftlichen Forschungs­
arbeit und der Technik für den schnelleren planmäßi­
gen Aufbau der Friedenswirtschaft der Deutschen De­
mokratischen Republik von großer Bedeutung ist und 
die technische Intelligenz, die vor allem diese großen 
wissenschaftlichen und technischen Aufgaben durch­
zuführen hat, einen Anspruch auf einen höheren Le­
bensstandard hat. Damit ist klargestellt, wer zur tech­
nischen Intelligenz gehört. Nach der 2. DB zur Alters- 
versorgungsVO (§ 1 Abs. 1) fallen unter diese Kate­
gorie: Ingenieure, Konstrukteure, Architekten und
Techniker. Andere Personen, die nicht den Titel eines 
Ingenieurs oder Technikers führen, aber durch ihre 
Arbeit bedeutenden Einfluß auf den Produktions­
prozeß ausüben, können, wie es auch mit dem Ver­
klagten geschehen ist, eingereiht werden. Diese aus­
nahmsweise „Einreihung“ kann jedoch nur für die 
Altersversorgung Geltung haben, die diese Bestim­
mung, die eine Einordnung vorsieht, regelt. Deshalb 
wird auch in § 1 Abs. 1 ausdrücklich bestimmt: „Als 
Angehörige der technischen Intelligenz im Sinne des 
§ 1 der VO vom 17. August 1950 über die zusätzliche 
Altersversorgung der technischen Intelligenz in den 
volkseigenen und ihnen gleichgestellten Betrieben . . . 
gelten“ und nur in dieser Beziehung ist den Fachmini­
sterien und Hauptverwaltungen gestattet, auch solche, 
ihrer Beschäftigung nach nicht als technische Intelli­
genz zu bezeichnenden Betriebsangehörigen „einzu­
reihen“. In der DB zur KulturVO ist diese Möglichkeit 
nicht vorgesehen. Sie ist beschränkt auf den in Ihr 
angeführten Personenkreis der Ingenieure, Techniker

und Meister. Gewisse die Produktion beeinflussende 
Nichttechniker werden den Technikern alscx nur in 
einzelnen Beziehungen im Rahmen von Sonderbestim­
mungen — hier hinsichtlich der Altersversorgung — 
gleichgestellt; sonstige — die Stellung der Techniker 
regelnde — Bestimmungen sind auf sie nicht anzu­
wenden.

Hiermit übereinstimmend ist der Umfang des Kreises 
der zur technischen Intelligenz Gehörenden durch die 
VO über die Erhöhung der Gehälter für Wissenschaft­
ler, Ingenieure und Techniker in der Deutschen Demo­
kratischen Republik vom 28. Juni 1952 (GBl. S. 510) 
bestimmt worden. Nach § 1 gehören hierzu Angestellte 
gewisser dort aufgezählter Gruppen von Betrieben, 
die Hochschulbildung und mittlere Fachschulbildung 
haben. Nach § 3 können ihnen die zuständigen Mini­
sterien und gewisse andere Stellen Personen gleich­
stellen, die zwar nicht die genannte Vorbildung haben, 
aber die Funktion von Ingenieuren und Technikern 
ausüben und über entsprechende fachliche Erfahrun­
gen verfügen.

Der Verklagte gehört als Leiter der Abteilung Ma­
terialversorgung nicht zur technischen Intelligenz, da 
diese Tätigkeiten nicht zu den Funktionen der In­
genieure oder Techniker gehören, wenn sie auch ein 
gewisses Maß technischer Kenntnisse erfordern mögen.

Diese Auffassung wird bestätigt durch die Richt­
linie zur Durchführung der VO über die Erhöhung der 
Gehälter für Wissenschaftler, Ingenieure und Tech­
niker in der Deutschen Demokratischen Republik vom
5. Dezember 1952 (MinBl. S. 216), die einer unzulässigen 
Auslegung, in diesem Falle des Begriffes „Ingenieure 
und Techniker, die abgeschlossene Hoch- oder Fach­
schulbildung haben“, entgegentritt.

Wegegeld (Vergütung für Fahr- und Laufzeit, Kosten 
für Benutzung von Verkehrsmitteln), das nach einem 
Montageabkommen für den Weg von der Betriebsstätte 
zur Montagestelle zu zahlen ist, muß auch gezahlt wer­
den, wenn sich die Arbeiter unmittelbar von ihrer Woh­
nung zur Montagestelle begeben; jedoch ist der Betrag 
abzuziehen, der nach denselben Berechnungsgrundsät­
zen auf den Weg von der Wohnung zur Betriebsstätte 
entfallen würde.

OG, Urt. vom 21. April 1955 — 2 Za 6/55.
Der Verklagte B. war vom 10. November 1952 bis 10. Januar 

1953 auf der N.-Werft und vom 12. Januar bis 1. Juli 1953 in 
B., der Verklagte K. vom 10. Februar 1953 bis 1. Juli 1953 in 
B. mit Montagearbeiten beschäftigt. Die N.-Werft wie auch 
B. liegen vom Betrieb des Klägers mehr als 2,5 km Luftlinie 
entfernt. Da der Kläger den Verklagten die Fahr- und Lauf­
zeit zur N.-Werft sowie nach B. nicht bezahlte, wurde die 
Konfliktkommission zur Entscheidung angerufen. Diese hat 
mit Beschluß vom 5. Oktober 1953 entschieden, daß der Kläger 
gemäß § 1 des Montageabkommens verpflichtet ist, den Ver­
klagten während ihrer „Abstellung“ sowohl zur N.-Werft als 
auch nach B. die Fahr- und Laufzeit im Stundenlohn (ohne 
Überstundenzuschlag) zu bezahlen.

Das Montageabkommen ist in der Anlage 4 des Betriebs­
kollektivvertrages des Klägers für das Jahr 1953 enthalten. Die 
Ziff. 1 — Montagen innerhalb des Ortsbezirkes — hat folgen­
den Wortlaut:

„Wird ein Arbeiter während der Arbeitszeit auf eine 
Arbeitsstelle (Montagestelle) außerhalb des Betriebes ge­
sandt, so ist ihm die Fahr-, Lauf- und Wartezeit als Ar­
beitszeit zu bezahlen. Aufwendungen an Fahrkosten und 
Kosten für die Beförderung des Montagegepäcks und der 
Werkzeuge sind zu erstatten.

Liegt die Fahr- und Laufzeit außerhalb der Arbeitszeit, 
so ist dafür der Stundenlohn (ohne Überstundenzuschlag) 
zu zahlen, wenn die Montagestelle vom Betrieb mehr als 
2,5 km Luftlinie entfernt liegt. Für die Berechnung der 
Fahrkosten und der Fahr- und Laufzeit ist die nächste 
Verkehrsverbindung festzulegen.

Benutzt ein Arbeiter mit Zustimmung der Betriebsleitung 
ein eigenes Fahrzeug, so erhält er an Fahrkosten die glei­
chen Sätze, die er bei Benutzung der sonst in Betracht 
kommenden Verkehrsmittel erhalten würde.“

Das ist unstreitig. 1

Gegen den Beschluß hat der Kläger fristgerecht Klage beim 
Kreisarbeitsgericht erhoben. Er hat vorgebracht, die Verklag­
ten seien monatelang, ja jahrelang auf der Außenbaustelle 
N.-Werft tätig, ohne morgens oder abends in den Betrieb am 
P.-Damm zurückzukehren. Sie gingen morgens unmittelbar zur 
Montagestelle, die ihrer Wohnung bedeutend näher liege als der 
Betrieb. Aus diesem Grunde könne das Montageabkommen für 
die Verklagten nicht angewandt werden.

Er hat beantragt, den Beschluß der Konfliktkommission 
aufzuheben und die Forderung der Verklagten zurückzuweisen.

Die Verklagten haben Klagabweisung beantragt und haben 
vorgebracht, gemäß Ziff. 1 des Montageabkommens sei ihnen 
die Fahr- und Laufzeit zur Montagestelle zu bezahlen.
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